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2 AZR 2/90
2 Sa 828/89 Köln

Verkündet am 
12. Juli 1990
Noll,
Reg.-Hauptsekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil

In Sachen

pp.

hat der Zweite Senat des Bundesarbe i tsrrer i eht tu fgrund
der mündlichen Vehandlung vom 12. Juli IPno durch den
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'•nd

Vorsitzenden Richte r Hillebrecht, die R i eilte r-.Tr i-ebfürst 

und Dr. Ascheid sowie die ehrenamtlichen .Dichter .Jansen und 
■JStrüm.per. für B.eöüt i-e'rkatobfc:

1. Auf die Revision des Klägers wird das Urteil
■ • ."des Landesarbeitsgeri.chts Köln vom 29. Hovenber 

1989 - 2 Sa 828/89 - aufgehoben...
2. Auf die Berufung des Klägers '’wird ' das Urteil des 

Arbeitsgerichts Aachen vom 22. Juni"1989
- 5 Ca 734/89 ~ abgeändert.

3. Das Bundesarbeitsgericht erklärt sich für sachlich 
unzuständig und verweist den Rechtsstreit auf den 
Hilfsantrag des Klägers an das Land ge mi onfc Aachen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  ?

T a t b e s t a  n d :

Der Kläger, war auf der Grundlage eines am 8. März 198 4 

geschlossenen Vertrages seit den 1. April 1988 bei dem Beklagten, 

einem eingetragenen Verein, als Geschäftsführer tätig. Per als 
Dienstvertrag bezeichnete Vertrag enthält u.a. folgende Ver­

einbarungen ;

1. Der Dipl.-Kfm. K (künftig: Dienstnehmer)
S Ul, M wird
von M e.V. (künftig: Dienstgeber) mit Wirkung
vom 1. April 1984 als Geschäftsführer fest an ge- 
stellt, und zwar zunächst bis zum 20. 4. 19k'7; der 
Vertrag wird automatisch um jeweils drei Jahre 
fortgesetzt, wenn er nicht von einer der beiden 
Vertragsparteien sechs Monate vor Ablauf der jewei­
ligen Vertrags periods sobri ft lieh gekündigt vUri.
Die Vertragsparteien beabsichtigen eine lang­
fristige Zusammenarbeit bis zun erreichen des 
65. Lebensjahres des Di enstnenrners.

Die Einstellung des Dienstnehmers erfolgt zunächst 
als Leiter der zentralen Verwalter? "-it dem Ziel,
Herrn K nach einer Einarbeitung ,'on sechs Mona­
ten die G e s c h ä f t s f 0 h r- u n g d e s V e r e i n s (g e rn ä G S a t - 
zun.g) zu übertragen. Die Position ist dem, Präsiden­
ten bzw. dem stellvertretenden Präsidenten unter­
stellt.
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2. Die Vergütung erfolgt in Anlehnung an die VergGr. 
BAT I b des Bundesangestelltentarifs für Kommunal- 
Verwaltungen in der zum■ Zeitpunkt■des Vertragsab­
schlusses gültigen Fassung, ...

Urlaubs- und Gehaltsfortzahlungen im Krankheits­
fälle regeln sich in Anlehnung an den BAT.

4. Die Arbeitszeit regelt sich ah Anlehnung an den 
BAT und nach der hauseigenen Gleitzeitordnung.

5. Im 
die 
de r

Krankheits- und anderen unvorhergesehs 
ein Fernbleiben vom Dienst notwendig 
Gehaltsbuchhaltung unverzüglich Nachr

n an Fällen, 
naoben, ist 
loot zu ge­

ben.

Gemäß § 11 Abs. 1 der Satzung des Beklagten in der damals 

geltenden Fassung vom 3. November 1971 bestand der Vorstand aus 

dem Vorsitzenden und bis zu zwei Stellvertretern, wobei dem Vor­

sitzenden und seinen Stelivertretern - und zwar jedem von innen 
allein - die Vertretungsmacht des Vereins i,S * von 2 26 BGB über­

tragen war. Nach % 13 der Satzung oblag dem Vorstand die Ge­

schäftsführung. Ser Verwaltungsrat des Vereins hatte gemäß 4 18 
der Satzung über den Abschluß der Anstellungsverträge des Vereins 

mit den Mitgliedern des Vorstandes zu beschließen. Die am 13- 

vember 1 986 beschlossene Neufassung der Satzung enthält in ihrer, 

11 Abs. 1, 13 und 8 entsprechende Regelungen . Abweichend von 

der früheren Regelung wird der Verein nunmehr gerichtlich und 

außergerichtlich von zwei Mitgliedern des Vorstandes vertreten,
§ 11 Abs. 1 Satz 2 der Satzung.

Dem Abschluß des Vertrages mit dem Kläger war ein Beschluß 
des Verwaltungsrates des Beklagten vom 22. April 1984 vorange-
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gangen» in welchem der Kläger für die -'’Besetzung der Position 

eines zweiten Stellvertreters als Geschäftsführer" gewählt worden 
war.

Mit Verwaltungsratsbeschluß vom 8. Oktober 1985 wurde der 

Kläger "nach erfolgter Einarbeitung" in den Vorstand des Be­

klagten als Stellvertreter des Vorsitzenden berufen.

Mit Schreiben vom 18. April 1089, dem Kläger am darauffol­

genden Tag zugegangen, kündigte der Beklagte den mit dem Kläger f 
bestehenden Vertrag fristgemäß zum 30. April 19.90. Eine Abberu­
fung des Klägers als Vorstandsmitglied erfolgte zunächst nicht. 

Diese ist nach Angaben des Beklagten mit Ablauf der Kündigungs­

frist vorgesehen.

Ein am 19. April 1989 eingeleitetes Schlichtungsverfahren 

blieb erfolglos.

Mit seiner am 3. Mai 1989 beim Arbeitsgericht eingegangenen 

Klage hat sich der Kläger gegen diese Kündigung gewandt.

Er hat die Ansicht vertreten» mit dera Vertrag vom 8. März 

1g84 sei ein Arbeitsverhältnis begründet worden. Dies folge dar­

aus. daß er hinsichtlich seiner Arbeitszeit kontrolliert worden 
sei. Auch habe er seine Abwesenheit aus krankheitsbedingten oder 

anderen Gründen unverzüglich der Lohnbuchhalturig anzeigen müssen. 

Seine Arbeit habe er nach Weisung geleistet» ohne Arbeitgeber­

funktionen auszuüben. Er sei dem Präsidenten des beklagten Ver­

eins unterstellt gewesen.
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Für das' 'Vorii egen eines' firbeitsyer-hältnisses-spreche auch 

die im Vertrag' erklärte Absicht der langfristigen Zusammenarbeit 

der Vertragspartner bis zum Erreichen seines 65. Lebensjahres. 

Ebenso dokumentierten die-'stark eingeschränkten Künd igungsmög- 

lichkeiten, daß es sich um.eine dürch Arbeitsvertrag begründete 
Lebensstellung handele'. • Das so begründete Arbeitsverhältnis habe 

nach der Berufung in den Vorstand, keine -im - t] iche /'Einerung er- 

fanren. tie f renn hhg beider B e<ähtsverh3 1 hu - s s° • ' ■■ v'< r : :

Umstand verdeutlicht, daß er bislang aus dem Vorstand nicht an­

te r ufen worden sei.

Der Kläger hat -beantragt,

1. festzustellen, daß das Arbeitsverhältnis der 
Parteien- durch die • Kündigung des Bekl-agter 
vom 18. April 1989, zugegangen am 19. April 
19Ö9, nicht aufgelöst worden sei;

2. die sachliche Zuständigkeit in einem Zwischen­
verfahren im Sinne von --'9 46 Abs. 2 ArbOO,
280 - ZPO zu klären.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Er- rügt die sachliche Zuständigkeit der Gerichte für Ar­

beitssachen und macht geltend: Der Kläger sei kein Arbeitnehmer, 

da er kraft Satzung zu seiner, des Beklagten, Vertretung berufen 

sei. Kie bereits der Beschluß des Verwaltungsrates vom ff. Fab-- 

bruar 1984 zeige, sei von Anfang an vorgesehen gewesen, dem Klä­

ger als Geschäftsführer ‘die Position eines stellvertretenden Vor­

stands versitzenden zu übertragen. Ein anderer Einsatz sei nicht 
e rwö g en wor d en-.
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In seinem Tätigkeitsbereich - Organisation und Personalver­

waltung •• habe der Kläger alleinige Entscheidungsbefugnis inne­

gehabt. Auch wenn der Kläger innerhalb der Hierarchie im Vorstand 

dem Präsidenten untergeordnet gewesen sei, so sei dies jedoch 

typisch für einen mehrgliedrigen Vorstand und kein Anhaltspunkt 

für eine Weisungsgebundenheit, Es stelle eine Selbstverständlich­

keit dar, daß alle Mitglieder des Vorstandes in Angelegenheiten 

von Bedeutung eine Entscheidung des Vorstandes herbeigeführt ha­
ben .

Die Begründung einer Lebensstellung sei nicht beabsichtigt 

gewesen. Insoweit enthalte der Vertrag eine nicht verbindliche 

Absichtserklärung. Die eingeschränkten Kündigungsmöglichkeiten 

seien als Äquivalent für den fehlenden Kündigungsschutz eines 
Organmitgliedes zu verstehen.

Das Arbeitsgericht hat in dem über die sachliche Zuständig­

keit der Gerichte für Arbeitssachen geführten Zwischenverfahren 

die Klage als unzulässig abgewiesen. Gegen dieses Urteil hat sich 

der Kläger mit seiner Berufung gewandt. Das Landesarbeitsgericht 

hat die Berufung zurückgewiesen. Mit der Revision verfolgt der 

Kläger seine erstinstanzlichen Anträge weiter, hilfsweise bean­

tragt er, den Rechtsstreit an das Landgericht Aachen zu verwei­

sen, Dör Bek1agfce bittet um Zarückweisung der Revision.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Unter Aufhebung des Berufungsurteils und unter Abänderung 
des erstinstanzlichen Urteils war der Rechtsstreit auf den

- 7 -
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Hi Ifsanfcrag cies Klägers an das -Zustanda ge 'Landgerveht Aachen zu 
verweisen .

I. Das Berufungsgericht fat zu Recht die- Zuständigkeit der Ge­

richte für. Arbeitssaehen verneint.

1. Die Voraussetzungen nach 4 2 Abs. 1 3-b ArbGG sind nicht
erfüllt. Danach sind die Arbeitsgerichte au ss-ehließlich zuständig 
für bürgerliche Rechtsstreitigkeiten zwischen Arbeitnehmern und 

Arbeitgebern über das Bestehen oder Michtbesfceher eines Arbeits- 

Verhältnisses. § 5 ArbGG regelt abschließend» wer Arbeitnehmer im 
Sinne dieses Gesetzes ■ ist. Mach § 5 Abs. l Satz 3 ■ «rböG gelten 
nieh.fc- als - Arbeitnehmer Personen in Betrieben einer juristischen 
Person, die -kraft .Gesetzes* Satzung oder Gesel Ischaftsvertrag 
,all,ein .oder..als Mitglieder des- Vertre.tungsorgans zu...Vertretern 
der juristischen Person berufen sind.

Hit dieser-A-usr-ahmevorschrlft hat--der Gesetzgeber keine 
eigenständige (negative) Regelung des.Arbeitnehmerstatus getrof­

fen. . Vielmehr hat er -durch eine, negative Fiktion, die bezeichneten
.■Per-30La-.engruippen ohne Rücksicht darauf» ob-weg ein der Besonderne i - 

ten des Einzalfalles das Rechtsverhältnis als •• A.rbei tsverhä 1 tn is 
angesfehe.n • werden müßte» - wegen ihrer organschaftlichen Stellung 
aus de.®. Zuständigkeitsbereich ;h.erausgeno$men..Dias gilt auch 
dann, ..wenn .der Grganver.treter an sich wegen wdrtschaftlieher Un­

selbständigkeit. &.ls--anbeifcr.ehroerä hn 1 iche Person -1.3. von § 5 Abs., 

• 1 Satz 2: Wa-lbsatz 2 ArbGG anzusehen wäre_ (’RAGE, ^9» 81 , 8ö = AP 
Kr. 3 zu § 5 ÄrbCG 1979» za B II 1 a -der -Gründe; BAG Urteil vom

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-  8 -

12. März 1987 - 2 AZR 336/86 EzA § 5 ArbOG 1979 Nr. 4, zu XI 

1 a der Gründe).

2. Der Klüger war durch seine Bestellung zum Geschäftsführer 

durch den Beschluß des hierfür nach § 18 Abs. 1 der Satzung des 

Beklagten (in der Fassung vom 3. November 1971) zuständigen Ver™ 

walfcungsrates vom 8» Oktober 1985 gemäß § 26 BGB zur Vertretung 

des Beklagten berufen.

Von dieser durch den Organisationsakt der Bestellung begrün-? 

de ten Organstellung ist das schuldrechtliche Vertragsverhältnis 

zu unterscheiden, das Rechtsgrund läge für die Bestellung ist und 

als "Anstellungsvertrag" bezeichnet wird. Wird der Geschäftsfüh­

rer gegen Entgelt tätig, so ist sein Anstellungsvertrag als 

Dienstvertrag zu qualifizieren, der eine Geschäftsbesorgung zum 

Gegenstand hat (§ § 61 1 , 675 BGB). Ob im. Falle der Entgeltlichkeit 

der Anstellungsvertrag (materiell-rechtlich) auch ein Arbeits­
vertrag sein kann, ist umstritten (gegen die Möglichkeit einer 

Arbeitnehmereigenschaft eines Geschäftsführers einer GmbH grund­

sätzlich insbesondere BGH in ständiger Rechtsprechung; so BGHZ 

79, 291 s AP Nr. 14 zu § 622 BGB, m.w.N. •, vgl. zum Meinungsstand 

im .Schrifttum die Nachweise im Senatsurteil vom 9. Mai 1985,

SAGE 49, 81, 88, 89 = AP, aaO, zu B II 1 b der Gründe). Die 

einen Anbeitsvertrag ablehnende Meinung wird damit begründet, der 
Geschäftsführer nehme als Vertretungsorgan der Gesellschaft 

Arbeitgeberfunktionen wahr. Dieser Streit ist jedoch für den 

Geltungsbereich des § 5 Abs. 1 Satz 3 ArbGG ohne Bedeutung. Denn 

diese Vorschrift sieht auch die Geschäftsführer einer luristi-
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sehen Person ohne Rücksicht auf die materiell-rechtliche l'afcar 
ihres AnstellungsVertrages nicht als Arbeitnehmer an und nimmt 
Streitigkeiten zwischen ihnen und der juristischen Person von der 
Zuständigkeit der Gerichte für Arbeitssachen aus (RAGE H9, 81,
88, 89 = AP, aaO, zu B II 1 b der Gründe).

3. Zu Recht hat das Berufungsgericht auch bei einem den Anstel­
lungsvertrag betreffenden Streit der Partei« 0 „• " jscäro Lgvc-1 „ 
der Gerichts für Arbeitssachen verneint* I '5 Abs* ' Satz, 3 ArbGG 

fingiert, daß der Organvertreter einer juristischen h^son kein 

Arbeitnehmer und sein der Organstellung zugründeliegendes Anstel- 
lungs Verhältnis demgemäß kein Arbeitsverhältnis ist (BAGS 39» 81» 
90 = AP. aaO, zu B II 1 d der Gründe? Senatsurteil vom 12» März 
1987, aaO, zu II I d  der Gründe).

3. Zutreffend hat das Berufungsgericht angenommen, ein Ar-
beitsverhaltnis bestehe neben dem Anstellungsverhältnis als 
Geschäftsführer des Beklagten nicht.

a) Hach der Rechtsprechung des Bundesarbcifcsgencnts kann ne­
ben. einem Anstellungsverhältnis unter bestimmten Voraucsi t zanger, 

ein Arbeitsverhälthis vorliegen. So hat das' Bundesarbeitsgeoicht 

(BAGE 2h, 383 - AP Kr. H zu §'626 BGB AusschluSfrist';’ Brti'i 1 von 

10. Juli 193G - 3 AZF. 63/79 - cp 1 zu 6 V^rb/l "V'O ■;
39, 15 s AP Hr„ 1 zu I Io KSchG 1969) enuschieden/'renn cor 
Prokurist einer KG später Geschäftsführer der persönlich haften­
den GmbH werde und die KG den Vertrag Pr' nciigc, ar lösche eurer die 
Bestellung zur. Gesci n; 0: Jnrvcr nicht vine uv-1 U.ui die »t. ad ‘ l s -
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Verhältnis zm KG mit der Folge der Zuständigkeit der Gerichte

für Arbeitssachen.

Auch die Möglichkeit des Bestehens zweier Rechtsverhältnisse 

zu einer juristischen Person, von denen eines ein Arbeitsver­
hältnis ist, wurde vom Bundesarbeitsgericht bejaht (Urteil vom 

17. Oktober I960 - 5 AZR 578/59 - AP Mr. 14 zu § 5 ArbGG 1953; 

Urteil vom 24. August 1972 - 2 AZR 437/71 - AP Kr* 2 zu § 611 BGB 

Gemischter Vertrag). Voraussetzung hierfür ist aber eine klar 

unterscheidbare und trennbare Doppelstellung als Arbeitnehmer 
und Organvertreter.

Nach den im Senatsurteil vom 9. Mai 1985 aufgestellten 

Grundsätzen kann auch ein zwischen einer GmbH und ihrem Arbeit­

nehmer begründetes Arbeitsverhältnis nach dessen Bestellung zum 

Geschäftsführer im Zustand des Rühens der beiderseitigen Rechte 

und Pflichten fortbestehen und nach der Abberufung wieder auf 

seinen ursprünglichen Zustand zurückgeführt werden (vgl. dazu 

auch das Senatsurteil vom 27. Juni 1985 - 2 AZR 425/84 ~ AP Nr.

2 zu § 1 AngestelltenkündigungsG, zu III 3 der Gründe). Anderten 
sich dagegen die bisherigen Vertragsbedingungen nicht oder nur 
unwesenfclich, so sei irn Zweifel anzunehmen, daß der Arbeitnehmer 
nicht in die Aufhebung seines Arbeitsverhältnisses einwi11igen 

wolle * Dazu bedürfe es dann einer ausdrücklichen Vereinbarung 
zwischen der GmbH und ihrem nunmehrigen Geschäftsführer.

Der Senat hat diese Grundsätze in seiner Entscheidung vom 
12. März 1987 (- 2 AZR 336/86 - EzA § 5 ArbGG 1979 Nr. 4) bestä-
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als Geschäftsführer und die Kündigung ca Arbe 1 tsverhält- 

nisses gleichzeitig ausgesprochen werden.

Auch in.diesem Falle .mache der Dienstverpflichtete, soweit 
er sich .gegen..die Kündigung, des nach seiner Ansicht als ruhend

fortbestehendes Arbeitsverhältnis wende, keine Rechte aus dem 

nachwirkenden Anstellungsvertrag, .sondern .allein Rechte aus einem

ArbeitsVerhältnis geltend, das eindeutig.abgrenzbar von dem mit>
seiner Bestellung zum Geschäftsführer begründeter Dienstvertrag 

als ruhendes fortbestanden habe und.mit der Abberufung auf seinen 

ursprünglichen Inhalt .zurückgeführt, w e r d e D i e  zeitliche Abfolge 

von Abberufung als Geschäftsführer und Kündigung.des ruhenden Ar- 
beitsv.erhäl.tnissesf sei somit .für die sachliche Zuständigkeit der 

Gerichte .für .Arbeitssachen zur 'Entscheidung über die Kündigung 

unerheblich.

b) 'Die Ansicht, . des Berufungsgerichts, die genannten yor oer 

Rechtsprechung entwickelten. Grundsätze, ließen sich auf den vor­

liegenden Fall nicht übertragen, ist-.zutreffend ,

Koch den Fest Stellungen des Pe^-Aur. is pari -y.s - r ? e o . r . ' - ; 

für die Annahme einer Doppe.lste llung de.. «'l? g;r- - . e - - _ -

Anha_t -  vt r  t •' v ■.* r'D -- i : - u /•- r = . ■ : cr.p--;: 1 i

ausgeführt, der Kläger habe keine voneinander abgrenzbaren uner- 

schiedliehen -Funktionen inne gehabt, die sich als Arbeitnehmer­

tat xgkeiten einerseits und Wahrnehmung von .Aufgaben als. Vertre­

tungsorgan an.dererseits voneinander abgrenzen ließen. Unstreitig
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habe der Kläger von Anfang an die Geschäftsführung des beklagten 

Vereins als Aufgabenbereich übernommen und diesen auch beibehal­

ten, als er entsprechend dem Beschluß des Verwaltungsrats vom 

22. Februar 1984 und der Absichtsepklärung im Anstellungsvertrag 

vom 8. März 1984 zum Vorstandsmitglied berufen worden sei, wobei 

in dem Beschluß des Verwaltungsrates vorn 8. Oktober 1 985 zum Aus­

druck gebracht worden sei, der Kläger werde nunmehr "nach er­

folgter Einarbeitung in den Vorstand des Vereins berufen’’', womit 
wiederum an den Anstellungsvertrag angeknüpft worden sei.

In Übereinstimmung mit der Rechtsprechung hat das Berufungs­

gericht die Abgrenzbarkeit der Tätigkeiten gefordert. Dem Beru­

fungsgericht ist darin zuzustimmen, daß der Kläger eine Verände­

rung seiner Tätigkeit nicht aufgezeigt hat. Der Kläger hat auf 
der Grundlage des Vertrages vom 8. März 1984 die Tätigkeit eines 

Geschäftsführers ausgeübt. Er war zuständig für Organisation und 

Personalangelegenheiten. Der Kläger hat weder eine Erweiterung 
seines Aufgaben- und Kompetenzbereiches noch andere Veränderungen 

der von ihm zu erbringenden Tätigkeiten aufgezeigt.

Desweiteren hat das Berufungsgericht rechtsfehlerfrei an­

genommen, selbst wenn zu Gunsten des Klägers angenommen würde, 

zunächst habe ein Arbeitsverhältnis bestanden, so sei dies ent­

sprechend der vertraglichen Planung 'mit Berufung des Klägers in 
den Vorstand aufgehoben worden; das Rechtsverhältnis habe nicht 

als ruhendes fortbestanden. Anders als in den vom Bundesarbeits­

gericht entschiedenen Fällen sei der Kläger nicht aus einem lang­

jährigen Arbeitsverhältnis, sondern aus einem eigens geschlos-
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stellt worden.

Zur Begründung dafür» daß das Vertragsverhältnis eigens zur 

Übertragung der Geschäftsführertätigkeit geschlossen worden sei, 

hat es auf das Protokoll der Verwaltungsratssitzung vorn 8. Okto­

ber 1 985 und auf den Vertrag vom,8. März 1984 abgestellt. Inso­

weit handelt es sich um die Auslegung atypischer Willenserklä­
rungen, die vom Revisionsgericht nur eingeschränkt daraufhin

v
nachgeprüft 'werden können, ob das Berufungsgericht Auslegungsre- 

geln, Denk- oder Erfahrungssätze verletzt oder wesentliche Um­

stände unberücksichtigt gelassen hat (BAG Urteil vorn 27, Juni 

1963 - 5 AZR 383/62 - AP Nr. 5 zu § 276 BGB Verschulden bei Ver­

tragsabschluß; Senatsurteil vom 2. März 1989 - 2 AZP 320/88 - 7 
n.v., zu III 2 der Gründe). Dieser eingeschränkten Überprüfung 
hält das Urteil stand.

Das Landesarbeitsgericht konnte die Berufung in den Vorstand 
als einen ein etwaiges Arbeitsverhältnis beendenden Umstand an- 

sehen. Der Kläger- ist anders als in den vorn Bundesarbeitsgericht 

entschiedenen Fällen kein lang jähriger- Mitarbeiter des Beklagten 

gewesen. Vielmehr ist er im Hinblick auf die Bestellung in den 

Vorstand eingestellt worden. Die Bestellung in den Vorstand war 
von dem Beklagten von Beginn an geplant, und der« Kläger bekannt 

gewesen. Dem Berufungsgericht ist darin zuzustimmen» daß die 

vorgeschaltete Einarbeitungszeit von sechs Monaten und die tat­
sächlich erst nach 18 Monaten erfolgte Berufung in den Vorstand 

keine anderen Beurteilungen rechtfertigen. Dies gilt auch für die
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vertraglich vereinbarte längere Künd igungsfrist und die im Ver­

trag erklärte Absicht der langfristigen Zusa■rrenarbeit. Eine 

Übereinstimmung der satzungsgemäßen bzw. gesetzlichen Kündigung*- 

fristen von Organmitgliedern mit den Regelungen in den der Be­

stellung zum Vorstand zugrundeliegenden Rechtsverhältnissen ist 

zwar für die Abwicklung eines Rechtsverhä 1 tnisses nach Beendigrüner 

des anderen Rechtsverhältnisses von Vorteil, gesetzlich iedooh 

nicht erforderlich. Beide Rechtsverhältnisse können sich unab­

hängig voneinander entwickeln.

II. Auf den Hilfsantrag des Klägers, der auch noch in der Re- 
Visionsinstanz gestellt werden kann (BAG Beschluß vom 11„ Juni 

1975 - 5 AZR 85/75 - AP Nr. 1 zu § -48 ArbGG 1953? BGHZ 16, 30^  

395; 68, 127, 132? Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, ZPO, t;8 , 
Auf1., § 281 Anm. 2 I A; Zöller/Stephan, ZPO, 15. Aufl., 8 281 
Rz 9? Germeimann/Matthes/Prütting, ArbGG, $ 48 a Rz 9), war der 

Rechtsstreit an das örtlich und sachlich zuständige Landgericht 
Aachen zu verweisen. Dieses wird auch über die Kosten der An­

rufung der unzuständigen Gerichte zu entscheiden haben.

Hillebrecht Triebfürst Dr, Ascheid

Peter Jansen Strümper-
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	ben.

	Dem Abschluß des Vertrages mit dem Kläger war ein Beschluß des Verwaltungsrates des Beklagten vom 22. April 1984 vorange-

	ArbeitsVerhältnis geltend, das eindeutig.abgrenzbar von dem mit
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